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Liebe Leserinnen, liebe Leser!

„Wir wollen Menschen dauerhaft in den Arbeitsmarkt integrie-
ren“, lautet das diesjährige Motto der Bundesvertreterver-
sammlung der KPV in Berlin. Am 9. und 10. November trifft
sich die kommunale Familie in der Hauptstadt, um über Chan-

cen und Perspektiven aktiver Kommunalpolitik für
mehr Beschäftigung zu sprechen. Schon früh hat die
KPV die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und So-
zialhilfe gefordert und innerhalb der Union mit Erfolg
durchgesetzt. 

Nach dem Grundsatz „fordern und fördern“ haben die
Kommunen besonders Langzeitarbeitslose und Men-
schen mit mehreren Vermittlungshemmnissen im
Blick. Ziel ist es, Arbeitslose möglichst schnell wieder

in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Sinnvolle Beschäfti-
gung, gesellschaftliche Integration und wirtschaftliche Eigen-
ständigkeit erlangen – dies erfordert einen hohen Einsatz und
viel Engagement von den Kommunen. Ab Seite 9 lesen Sie
neun entscheidende Thesen, die als Grundlage für spannende
Diskussionen während unserer Bundesvertreterversammlung
dienen sollen. 

Dass Hartz IV in einigen Punkten nicht so ganz gerecht ist,
wird von der kommunalen Familie seit Einführung der Arbeits-
marktreform immer wieder diskutiert und angemahnt. Vor ei-
nem Jahr haben die Sozialdemokraten Ungerechtigkeiten bei
diesem Thema vehement verneint, jetzt haben wir einen wochen-
langen erbitterten parteiinternen Streit um dieses Thema mit-
erleben müssen. 

Nach Ansicht der Union empfinden  viele besonders die Be-
zugsdauer des Arbeitslosengeldes I als ungerecht. Jemand, der
20 oder 30 Jahre regelmäßig Steuern und Sozialversicherungs-
abgaben gezahlt hat, will nicht genauso behandelt werden wie
jemand, der nur wenige Jahre im Arbeitsprozess stand. Ab 
Seite 8 erfahren Sie von Nordrhein-Westfalens Arbeitsminister
Karl-Josef Laumann welche Korrekturen beim Arbeitslosengeld
fällig sind. 

Also dann, es liegt viel Arbeit vor uns 

Ihre

Gaby Grabowski
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